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Novartis bleibt in Nyon und 
baut in Basel weniger Stellen 
ab. Ist die Frankenkrise doch 
nicht so schlimm?
Novartis hat den Standort Schweiz 
einer Gesamtbetrachtung unter-
zogen. Sie hat festgestellt, dass die 
Vorteile – tiefe Steuern, sichere 
Rahmenbedingungen und gut 
ausgebildete Fachkräfte – über-
wiegen. Zudem haben die Arbeit-
nehmer entscheidende Zuge-
ständnisse gemacht.
Welche Rolle hatten Sie bei den 
Verhandlungen mit Novartis?
Ich habe mir die Freiheit genom-
men, die Novartis-Spitze mit 
Arbeitnehmern und Kantonen an 
einen Tisch zu bitten, und ich ha-
be die entscheidende Sitzung ge-
leitet. Als Wirtschaftsminister ist 
es mir wichtig, dass die Schweiz ein 
Industriestandort bleibt. Darum 
setze ich mich gegen die schlei-
chende Deindustrialisierung ein.
Hat der Bund Zugeständnisse 
an Novartis gemacht: kürzere 
Zulassungsfristen und keine 

Preissenkungen wegen des 
starken Frankens?
Nein, es gibt keine «Lex  Novartis». 
Die Pharmafirma hat zwar diese 
Forderungen wiederholt, und ich 
habe dargelegt, dass der Bundes-
rat Motionen unterstützt, die ver-
besserte Bedingungen für den 
Forschungsplatz Schweiz verlan-
gen. Doch Abstriche bei der Qua-
litätssicherung und der Medika-
mentenpreisgestaltung wollen wir 
nicht machen. Auch die Steuerzu-
geständnisse des Kantons Waadt 
sind keine Ausnahmen. Für Pro-
duktlinien, die in Prangins neu an-
gesiedelt werden, kann der Kan-
ton Nachlässe gewähren.  Solche 
Investitionshilfen sind in vielen 
Kantonen eine gängige Praxis.
Dennoch, die Schuldenkrise 
belastet die Wirtschaft. Wie 
 beurteilen Sie die Zukunft?
Falls sich das Umfeld nicht ver-
schlechtert, gehen wir 2012 von 
einem Wachstum von 0,5 Prozent 
aus. Noch funktioniert das Ban-
kensystem dank der Bemühungen 

Europas. Langfristig müsste aller-
dings die Schuldensituation in 
Ordnung gebracht werden. An-
gesichts der nahenden Wahlen in 
Ländern wie Frankreich und 
Deutschland werden es die Regie-
rungen kaum wagen, die Aus-
gaben massiv zu kürzen. So bleibt 
die Situation länger instabil.
Braucht es ein zweites 
 Konjunkturpaket?
Nein, aber wir begrüssen es, dass 
sich die Wirtschaftskommission 
unter Herrn Darbellays Leitung 
für die Aufstockung der Sonder-
kredite zur Förderung von KMU-
Innovationen starkmacht. Sein 
Vorschlag, den sogenannten In-
novationstopf um 100 Millionen 
Franken aufzustocken, ist jetzt 
das richtige Mittel.
Der Franken steht bei knapp 
über 1.20. Reicht das zur Siche-
rung der Exportwirtschaft?
Mit der Festlegung eines Euro-
kurses von mindestens 1.20 Fran-
ken versuchte man, Unternehmen 
im Sinne der Planungssicherheit 

bei der Stange zu halten. Das Ri-
siko, dass es zu einer Deindustria-
lisierung kommt, ist mit 1.20 wei-
ter vorhanden. Kleinere und mitt-
lere Unternehmen sind gezwun-
gen, auf Investitionen zu verzich-
ten und Abgänge nicht zu erset-
zen. Die Nationalbank ist unab-
hängig. Meine Minimalerwartung 
heisst: Die Nationalbank muss die 
Untergrenze von 1.20 halten. Mit-
telfristig erwarte ich aber, dass 
wieder Kaufkraftparität herge-
stellt wird. Diese liegt bei einem 
Eurokurs von etwa 1.40.
Wäre die Situation einfacher 
mit einer Nationalbank mit or-
dentlich bestelltem Präsidium?
Ich hab mir diese Situation im 
SNB-Präsidium nicht gewünscht. 
Wesentlich ist aber, dass die Na-
tionalbank sich über Jahrzehnte 
höchsten Respekt verschafft hat 
und noch heute geniesst. Damit 
bleibt sie handlungsfähig.
Ist das Zufall? Seit letzter 
 Woche und der Kampagne 
gegen den SNB-Präsident 

 Hildebrand verliert der Euro 
wieder an Wert.
Die Frankenstärke hat mit Herrn 
Hildebrands Abgang nichts zu 
tun. Es sind eher die Downgra-
dings durch die Ratingagenturen, 
die zu Verunsicherung führen, 
weshalb viele in den Schweizer 
Franken fliehen. Der Stand leicht 
über 1.20 ist auch die Konsequenz 
des Konjunkturverlaufs und des 
Schuldenstands vieler Länder.
Die SVP-nahe «Weltwoche» or-
chestriert die Kampagne gegen 
Hildebrand. Muss sie die Eigen-
tumsverhältnisse offenlegen?
Zu den Stärken unserer Wirtschaft 
gehören auf Vertrauen basierende, 
privat kontrollierte Firmen. Ich 
hoffe deshalb, dass es keine ge-
setzlichen Transparenzbestim-
mungen für Verlage braucht. Es wird 
sich zeigen, ob die von der Politik 
angeregte Diskussion zu mehr 
Transparenz führt. Grundsätzlich 
bin ich der Meinung, man sollte wis-
sen, wer hinter Medienverlagen 
steht. D. VON BURG, P. TISCHHAUSER

«Ich erwarte mittelfristig einen Eurokurs von etwa 1.40 Franken»
Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann über die Handlungsfähigkeit der Nationalbank und die Rettung von Arbeitsplätzen
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Ausbaukonzept des Bundesrates

von 3,5 Milliarden
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VON DENIS VON BURG 

BERN Die im Verband öffentlicher 
Verkehr (VÖV) zusammenge-
schlossenen Bahnen haben sich 
Anfang Woche auf ein Ausbau-
konzept für die Eisenbahninfra-
struktur bis 2025 geeinigt, wel-
ches weit über die Pläne von Ver-
kehrsministerin Doris Leuthard 
hinausgeht. 

Für 6 statt 3,5 Milliarden Fran-
ken wollen die Bahnen nicht nur, 
wie Leuthard am Mittwoch erläu-
tert hatte, Fern- und Güterver-
kehrsangebote verbessern, son-
dern zusätzlich auch massive 
Ausbauten der S-Bahn-Systeme 
von Bern, Basel und Genf-Lau-
sanne vornehmen. Ziel ist der 
Viertelstundentakt. Zudem soll 
die Fahrzeit für die Pendler-
verbindung Bern-Lausanne auf 
unter eine Stunde gesenkt wer-
den. «Wir haben uns auf ein 
 gemeinsames Konzept geeinigt, 
damit der Ausbau nicht am Streit 

der Regionen scheitert,» bestätigt 
VÖV-Direktor Ueli Stückel-
berger.

Kantonale Verkehrsdirektoren 
stehen hinter Projekt

In der Tat legen die Bahnen mit 
ihrer Vorwärtsstrategie die Basis 
für eine breite Allianz für einen 
beschleunigten Ausbau des Eisen-
bahnnetzes. Dieser ist bis jetzt am 
regionalen Streit um die richtigen 
Projekte gescheitert. Nach dem 
Entscheid der Bahnen stellt sich 
die Konferenz der kantonalen 
Verkehrsdirektoren (KÖV) demon-
strativ hinter das Projekt. KÖV-
Direktor Benjamin Wittwer: «Der 
Bedarf für das von den Bahnen 
vorgelegte Konzept ist klar ausge-
wiesen. Zum Glück haben sich die 
Bahnen gefunden. Jetzt können wir 
diesen Vorschlag unterstützen.» 

Mit dem Projekt werden Agglo-
merationen und die einflussreichen 
Lötschberg-Einzugsgebiete Bern, 
Nordwestschweiz und West-

Bahnen 
schmieden 
Allianz für 
Aggloverkehr
Finanzierung bereits geplant – jetzt sucht  
der Verband im Parlament Unterstützung

«Politische Mehrheit für das Paket sehr realistisch»

Herr Stückelberger, warum 
braucht es einen grösseren 
Ausbauschritt im ÖV?
Der öffentliche Verkehr platzt  
aus allen Nähten und ist Opfer 
seines eigenen Erfolgs. Für eine 
nachhaltige Verkehrspolitik ist es 
notwendig, über genügend  
Kapazitäten auf der Schiene zu 
verfügen, namentlich in den  
Agglomerationen. Ein gut ab-
gestimmter und grosser Ausbau-
schritt ermöglicht ein besseres 
Angebot, von dem sehr viele 
 Kunden Nutzen ziehen werden. 
 Zudem kann damit die Akzeptanz 
der Vorlage bei der anstehenden 
Volksabstimmung erhöht werden.
Sehen Sie eine politische 
 Mehrheit für Ihren Vorschlag?
Ein moderat grösserer erster 
Ausbauschritt bringt vielen  
Landesteilen Vorteile, vorab in  

den Regionen Genf-Lausanne, 
Bern und Basel. Zudem verkürzt 
sich die Reisezeit zwischen  
Lausanne und Bern, wodurch die 
ganze Ost-West-Achse profitiert. 
Da sich die grossen Transport-
unternehmen inhaltlich einig sind, 
wird es wohl kaum Diskussionen 
um einzelne Projekte geben.  
Deshalb erachte ich eine politi-
sche Mehrheit für das inhaltlich 
stimmige Paket als sehr realis-
tisch, zumal es realistische Finan-
zierungsmöglichkeiten dafür gibt.
Sie sind in Gesprächen mit den 
Kantonen. Wie ist das Echo?
Die Kantone setzen sich klar  
für eine grössere erste Ausbau-
etappe ein. Ich erhielt viele  
Rückmeldungen, die begrüssen, 
dass die Bahnen nun über  
den Inhalt einig sind. 
 DENIS VON BURG

schweiz ins Boot geholt. Die Ber-
ner Verkehrsdirektorin Barbara 
Egger-Jenzer, welche die Lötsch-
berg-Kantone im VÖV-Vorstand 
vertritt, macht klar. «Nach der 
 Einigung der Bahnen werden wir 
versuchen, diesen zum Durch-
bruch zu verhelfen.» 

Linke und grüne Parteien wer-
den dem ambitionierten Ausbau-
programm ohnehin zustimmen. 
VCS-Präsidentin Franziska Teu-
scher, deren Verband mit einer 
 Initiative Druck auf einen be-
schleunigten Bahnausbau macht, 
signalisiert Zustimmung. Teuscher: 
«Die Stossrichtung stimmt.»

Der Vorschlag der Bahnen 
überzeugt auch bürgerliche Ver-
kehrspolitiker. Peter Bieri präsi-
diert den grossen überparteili-
chen ÖV-Lobbyverband Litra, 
vertritt aber als Zuger CVP-Stän-
derat und Finanzpolitiker auch 
 finanzpolitische Interessen. Und 
für Bieri ist klar: «Das Projekt  
deckt einen tatsächlichen Bedarf 

ab. Damit können auch Finanz-
politiker überzeugt werden.» Vor-
aussetzung sei allerdings, dass 
man einen vernünftigen Finanzie-
rungsmodus finde. 

Auch den haben die Bahnen 
schon parat. Bahninfrastruktur-
bauten werden aus einem Fonds 
finanziert, der aus Verkehrsab-
gaben und Bundesdarlehen ge-
äufnet wird. Die Bahnen schlagen 
nun vor, dass der Bund auf die 
Verzinsung dieser Beiträge ver-
zichtet oder die Rückzahlung er-
streckt. Würde man auf die Zin-
sen verzichten oder die Rückzah-
lung um die Hälfte verlangsamen, 
gäbe dies pro Jahr 170 bis 180 Mil-
lionen Franken. Damit käme bis 
2025 die notwendige Summe von 
2,5 Milliarden zusammen. 

Jetzt suchen Bahnen und Kan-
tone Parlamentarier, die in den 
kommenden Parlamentsberatun-
gen mit entsprechenden Anträgen 
Leuthards defensives Konzept 
ausbauen werden.


